
Präambel 
Das Thema Wohnen drängt seit einigen Jahren. Für Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen sind die 
Mieten in Frankfurt und der Rhein-Main-Region in praktisch allen städtischen Wohnlagen kaum noch bezahlbar. 
Die Mieten steigen ungebremst und politische Antworten bleiben aus. Der Mangel an Sozialwohnungen ist 
eklatant. Gemäß Angaben der Stadt Frankfurt hätten 49% der städtischen Haushalte - darunter Lehrer, 
Polizistinnen, Krankenpfleger und Erzieherinnen - Anrecht auf eine Sozialwohnung. Um den Bedarf zu 
decken, fehlen über 110.000 Wohnungen. Das Resultat ist einerseits Wohnungsnot, Verdrängung und 
Gentrifizierung. Andererseits steigende Gewinne für Investoren, die ihr Kapital in Immobilien anlegen. Hunderte 
von Zwangsräumungen und rücksichtloses Vorgehen gegen Mieterinnen und Mieter sind die zugespitzte 
Variante dessen, was fast alle auf dem Wohnungsmarkt erleben: aufreibende Wohnungssuchen, illegale 
Mietsteigerungen, Konflikte mit Vermieterinnen und Vermietern oder mangelhafte Instandhaltung. Gleichzeitig 
leben in Frankfurt zahlreiche geflüchtete und zugewanderte Menschen seit Monaten in Kirchen oder auf der 
Straße. 

Die aktuelle Antwort von Bund, Ländern und Stadt heißt: Bauen, Bauen, Bauen. Dies ist angesichts der Zuwande­
rung in die Städte von enormer Bedeutung. Doch, dies ist nicht genug. Denn, wie schon in den letzten Jahren (Bsp. 
Europaviertel, Westhafen, Deutschherrenufer), wird weiterhin von öffentlichen und privaten Investoren maßge­
blich im gehobenen und Luxussegment gebaut. Gleichzeitig wird fern von demokratischer Partizipation und Rück­
sicht auf ökologische und soziale Fragen in den Siedlungen der Druck zur Nachverdichtung erhöht. So entsteht 
vor allem Wohnraum für die kleine zahlungskräftige Oberschicht. Für alle anderen bedeutet diese Bautätigkeit, 
dass Grünflächen und Kleingärten überbaut werden, die Lärmbelastung erhöht wird und über Mieterhöhung die 
Verdrängung zunimmt. Bauen alleine ist aber auch deshalb nicht genug, weil es im Bestand an einer effektiven Ab­
sicherung günstiger Mietpreise mangelt. Die Mietpreisbremse funktioniert nicht und in Frankfurt werden selbst 
die bestehenden Regelungen von über 90% der Vermieterinnen und Vermieter missachtet. Wir, die Frankfurter 
Initiativen, die sich mit der Wohnungsfrage beschäftigen, setzen uns daher für einen grundlegenden Richtungs­
wechsel in der Wohnungspolitik von Stadt, Land und Bund ein. 

Günstigen Wohnbestand schützen und dauerhaften Sozialneubau realisieren 
Wir brauchen eine grundsätzlich neue Wohnungspolitik, die die Schaffung eines nicht-profitorientierten 
Wohnungssektors zum Ziel hat. Wohnungen dürfen nicht mehr länger Gegenstand von Spekulation und 
Profitinteresse sein. Es darf keine Ausgrenzung von marginalisierten Gruppen stattfinden. Der öffentliche Bestand 
von Wohnungen soll erhalten und ausgebaut werden. 

Wir fordern für die Mietenpolitik: 

• Sofortiges Verbot von Wohnraumzweckentfremdung und spekulativem Leerstand 
• Keine Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 
• Restriktives Kündigungsverbot bei Wechsel der Wohnungseigentümer 
• Kündigungssperrfrist wieder auf 10 Jahre ausdehnen. Dies wäre durch einen entsprechenden Beschluss des 

Landes jetzt bereits möglich (§ 577 a Ans.la BGB). 
• Drastische Reduzierung oder Abschaffung der prozentualen Umlage der Modernisierungskosten auf 

Mieterinnen und Mieter 
• Keine Erteilung von Baugenehmigungen, die zur Entmietung der Wohnung führen 

Wir fordern für die Wohnungspolitik: 

• Die öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften wie ABG Holding, Nassauische Heimstätte, GWH oder GSW 
werden von Stadt und Land als Eigentümer jnnen darauf verpflichtet ihre Neubautätigkeit zu 100% im 
geförderten Segment zu konzentrieren. Von den 100% soll die Hälfte auf den ersten Förderweg entfallen. 


